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Cr. 6208.) Statut fuͤr die Sozietaͤt der Grundbeſitzer im Nuthethal oberhalb der Trebbiner 
i Schleuſe, Regierungsbezirk Potsdam. Vom 24. Oktober 1865. 


S Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


verordnen, zur beſſeren Entwaͤſſerung der Grundſtuͤcke oberhalb der Trebbiner 
Schleuſe im Regierungsbezirk Potsdam, nach Anhoͤrung der Betheiligten, auf 
Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1853. Art. 2. (Geſetz-Samml. vom Jahre 
1853. S. 182.), was folgt: 


H. 5 
Die Beſitzer derjenigen Grundſtuͤcke, welche von der Beſeitigung des 
Staurechts der Trebbiner Muͤhle in der Nuthe waͤhrend der Sommerzeit vom 
15. April bis 1. Oktober einen Vortheil haben, werden durch das gegenwärtige 
Statut zu dem Zweck der Erwerbung und Beſeitigung dieſes Staurechtes zu 
einer beſonderen Sozietät innerhalb des Nuthe⸗Schauverbandes vereinigt. Sie 
haben die zur Erfüllung des Sozietaͤtszweckes erforderlichen Koſten nach Ver⸗ 
haͤltniß des Vortheils aufzubringen. 


Së? 


Die zur Sozietät vorläufig ` herangezogenen Flächen ergeben ſich aus 
dem entworfenen, bei den fpäteren Verhandlungen berichtigten Kataſter d. d. 
Potsdam, den 21. Auguſt 1864. Nach demſelben ſind die Beitraͤge fuͤr jetzt 
unter Vorbehalt der Ausgleichung auszuſchreiben. Jedem Dominium, jeder 
Gemeinde und dem Fiskus iſt ein Extrakt aus dem Kataſter zuzuſtellen. 
Grundbeſitzer, welche glauben, daß ihre Grundſtuͤcke ganz oder zum 
Theil keinen Vortheil von der Beſeitigung des Sommerſtaurechtes der Trebbiner 
Muͤhle haben, oder daß der Vortheil nicht dem Flaͤchenmaaß entſpricht, und 
daher Beitragsklaſſen zu unterſcheiden ſind, koͤnnen binnen zwei Jahren nach 
Publikation dieſes Statutes eine Unterſuchung durch ſchiedsrichterliches Ver⸗ 
fahren nach ep, 14. bis 19. der Grabenſchau⸗Ordnung für die Niederung der 
Nuthe und Nieplitz vom 29. Juli 1848. bei dem Grabenſchau⸗Direktor des 
Jahrgang 1865. (Nr. 6208) 137 Nuthe⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 16. November 1865. 
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Nuthe⸗Schauverbandes beantragen. Nach Feſtſtellung des Kataſters in dem 
ſchiedsrichterlichen Verfahren findet die Ausgleichung wegen der vorlaͤufig 
erhobenen Beitraͤge ſtatt. 5 

§. 3. 

Die Sozietät wird in allen, dieſelbe beſonders betreffenden Angelegen⸗ 
heiten durch vier von den betheiligten Dominien und Gemeinden zu waͤhlenden 
Deputirten vertreten. Die Deputirten beſorgen unter Vorſitz des Nuthe⸗Graben⸗ 
ſchau⸗Direktors diejenigen Angelegenheiten, deren Wahrnehmung nach der 
Grabenſchau⸗Ordnung für den Nutheverband vom 29. Juli 1848. der Graben⸗ 
Schaukommiſſion obliegen. Dieſe Deputirte werden durch Abgeordnete gewaͤhlt, 
von denen jedes betheiligte Dominium, jede betheiligte Gemeinde, ſowie der 

Koͤnigliche Fiskus Einen ernennt. 

Alle Angelegenheiten, die nach der angefuͤhrten Grabenſchau⸗Ordnung 
durch die Generalverſammlung entſchieden werden, ſind fuͤr die engere Sozietät 
durch die Verſammlung der jo eben gedachten Abgeordneten aller Betheiligten 
unter dem Vorſitz des Grabenſchau⸗Direktors zu entſcheiden. 

Diejenigen Angelegenheiten, welche in dem Nuthe⸗Schauverbande durch 
den Grabenſchau⸗Direktor zu erledigen ſind, werden auch in der engeren e 
Sozietät durch denſelben beſorgt. ? 

Inſofern es ſich aber um ein zeitweiſes gaͤnzliches oder theilweiſes 
Schließen der Schleuſen der Trebbiner Freiarche waͤhrend der Zeit vom 15. April 
bis 1. Oktober handelt, iſt der Beſchluß der vier Deputirten daruͤber erforderlich, 
und entſcheidet bei Stimmengleichheit die Stimme des Grabenſchau⸗Direktors. 


: Im Uebrigen findet die Grabenſchau⸗Ordnung vom 29. Juli 1848. auf 
alle Angelegenheiten der engeren Sozietaͤt Anwendung. 3 


H. 4. 


Durch die Bildung der engeren Sozietät wird der Nuthe⸗Schauverband 
von ſeinen Verbindlichkeiten in Betreff der zur Sozietät gehörenden Grundſtuͤcke 
und Waſſerſtraßen in keiner Weiſe befreit, vielmehr hat der Nuthe⸗Schauverband 
auch fernerhin aus ſeinen Mitteln diejenigen Arbeiten und Leiſtungen auf ſeine 
Koſten zu bewirken, die erforderlich ſind, um ſeinen ſtatutenmaͤßigen Zwecken 
und Obliegenheiten zu entſprechen; die engere Goziefät hat lediglich die auf 

ſeine beſonderen Zwecke gerichteten Verpflichtungen zu erfüllen, d 


$. 5. 


Die Mitglieder der engeren Sozietät follen von den zu derſelben 
gehoͤrenden Grundſtuͤcken von ſolchen Koſten befreit bleiben, welche der Nuthe⸗ 
Schauverband etwa auf Anlagen verwenden moͤchte, die anderen Intereſſenten 
und Grundſtücken des Verbandes ahnliche Aber die gegenwärtigen Verpflich⸗ 
tungen des Nuthe⸗Schauverbandes hinausgehenden Vortheile zu e 

5 S 


Sozietät durch 
rſtrebt. Doch bleibt dem 
Intereſſenten den von ihnen 


N 


Sobald die zur Erwerbung des Staurechtes der Trebbiner Mühle und 
u den damit verbundenen Koſten erforderlichen Mittel aufgebracht ſind, beſchraͤnkt 
ch die Thaͤtigkeit der Sozietaͤtsvertretung auf die Beſchlußnahme uͤber das 
gänzliche oder theilweiſe Schließen der Trebbiner Freiarche in der Zeit vom 
15. April bis 1. Oktober. , 
* Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. ; 


Gegeben Berlin, den 24. Oktober 1865. 
. S.) Wilhelm. 


Fuͤr den Justizminister: 
v. Muͤhler. v. Selchow. 
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6209.) Allethöchſter Erlaß vom 30. Oktober 1865., betreffend die Genehmigung des 
Statuts des fuͤr die Ober⸗ und Niederlauſitz zu gruͤndenden Kreditinſtituts. 


, Statute des fuͤr die Ober- und Niederlauſitz zu ruͤndenden Kreditinſtituts 
hierdurch Meine landesherrliche Genehmigung. — Gleichzeitig und in Folge 
dieſer Meiner Genehmigung, ſowie gemäß H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
(Geſetz⸗Samml. von 1833. S. 75.) will Ich dem Kreditinſtitute für die 
Ober- und Niederlauſitz hiermit das Privilegium bewilligen, die in jenem 
Statute naͤher bezeichneten, in Gemaͤßheit deſſelben zu verzinſenden und nach 
deſſen Beftimmungen einzulöfenden Pfandbriefe und Kupons mit der rechtlichen 
Wirkung auszuſtellen, daß ein jeder Inhaber derſelben die daraus hervor⸗ 
gehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, 
geltend zu machen befugt iſt. Uebrigens iſt dieſes Privilegium vorbehaltlich 
der Rechte Dritter und ohne dadurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der 
Pfandbriefe und der Kupons eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates zu 
uͤbernehmen, ertheilt worden. 5 


Dieſer Mein Erlaß und das anliegende Statut ſind durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veroͤffentlichen. 


Schloß Babelsberg, den 30. Oktober 1865. 
5 8 Wilhelm. 
| Für den Juſtizminiſter: 


o. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. v. Muhler. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


8 Jun Ihren Bericht vom 10. Oktober d. J. ertheile Ich dem anliegenden 


An die Miniſter der Finanzen, fuͤr Handel, Gewerbe und 
E: öffentliche Arbeiten, der Juſtiz, fuͤr die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten und des Innern. 


Statut 


des 


Niederlauſitz. 


Titel I. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


1. i 
Die Staͤnde des Koͤniglich Preußiſchen Markgrafthums Oberlauſitz und 
die Stände des Koͤniglich Preußiſchen Markgrafthums Niederlauſitz errichten 
unter ihrer Verwaltung und unter Oberaufſicht des Staates ein gemeinſames 
Kreditinſtitut. i 


§. 2. 


=, Zweck deſſelben ift die Erleichterung des Kredits für den Grundbeſitz 
durch Gewaͤhrung von Hypothekendarlehnen mittelſt Emiſſion von Pfandbriefen. 


H. 3. 
Fuͤr die Sicherheit der Inhaber von Pfandbriefen ruͤckſichtlich ihrer For⸗ 
derungen an Kapital und Zinſen haften: 
1) die von dem Inſtitute verwalteten Fonds, 
2) die von den Schuldnern zur Hypothek verſchriebenen Kapitalien, 


3) die zum Kreditwerk verbundenen Grundſtuͤcksbeſitzer mit ihrem zur Zeit 
bepfandbrieften unbeweglichen Vermoͤgen. 


§. 4. 
Jeder Inhaber der zu emittirenden Lauſitzer Pfandbriefe und dazu ge⸗ 


tragung derſelben nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen. 


Gr. 6209.) H. 5. 


Kreditinſtituts für die Königlich Preußiſche Ober⸗ und 


hoͤrigen Kupons iſt befugt, die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 


Die Gültigkeit des gegenwärtigen Statuts erſtreckt ſich auf alle Grund⸗ 
ſtuͤcke, welche zum kommunalſtaͤndiſchen Verbande der Oberlauſitz gehoͤren, und 
welche innerhalb der ſechs landraͤthlichen Kreiſe der Niederlauſitz liegen oder zu 
dem kommunalſtaͤndiſchen Verbande derſelben gerechnet werden. Auch auf an⸗ 
dere Landestheile kann dies Statut auf Beſchluß der beiden Kommunallandtage 
unter landesherrlicher Genehmigung ausgedehnt werden. 


H. 6. 


Das Kreditinſtitut genießt alle Rechte einer Korporation, insbeſondere 
das Recht, Grundſtuͤcke und Kapitalien zu erwerben, und wird in den die Ober⸗ 
Lauſitz betreffenden Angelegenheiten durch die Bezirksdirektion zu Goͤrlitz, in den 
die Niederlauſitz betreffenden Angelegenheiten durch die Bezirksdirektion zu Luͤbben, 
in den das geſammte Inſtitut betreffenden Angelegenheiten durch die General⸗ 
Direktion repraͤſentirt und namentlich in Prozeſſen durch dieſelbe vertreten. 
Seinen Gerichtsſtand hat das Kreditinſtitut in Angelegenheiten der General⸗ 
Direktion und der Bezirksdirektion zu Görlig bei dem Königlichen Kreisgerichte zu 
Goͤrlitz, in Sachen der Bezirksdirektion zu Lübben bei dem Königlichen Kreis⸗ 
gerichte zu Luͤbben. 

8 


Die oͤffentlichen Blaͤtter, durch welche die Direktionen die ihnen oblie⸗ 
genden Bekanntmachungen zu erlaſſen haben, ſind: 
a) der Koͤniglich Preußiſche Staats⸗Anzeiger, und 


b) die Amtsblaͤtter der Königlichen Regierungen zu Liegnitz und zu Frank⸗ 
furt a. d. O., und zwar eines derſelben oder beide, je nachdem die Be⸗ 
kanntmachungen einen oder beide Bezirke betreffen. S 

Geht eins diefer Blätter ein, fo beſtimmt die Generaldirektion dasjenige 
Blatt, welches an deſſen Stelle treten ſoll, und iſt dies in dem nicht ein⸗ 
gegangenen Blatte zur offentlichen Kenntniß zu bringen. Es verſteht ſich 
ubrigens von ſelbſt, daß Bekanntmachungen noch außerdem, ſofern es zweck⸗ 
mäßig erachtet wird, anderen, namentlich den Kreisblaͤttern, inſerirt werden 
koͤnnen. ö 


Titel II. 
Verfahren bei Nachſuchung und Ertheilung von Pfandbriefen. 


$ 8. 


Jeder Eigenthuͤmer von Grundſtucken, welche innerhalb der im H. 5. 
bezeichneten Landestheile gelegen ſind, kann, ſoweit er uͤberhaupt Re zu 
8 S on⸗ 


* 


u en er nase e E SCT 


kontrahiren und Verpfaͤndungen vorzunehmen befugt iſt, Pfandbriefe auf die 
betreffenden Grundſtücke, inſofern die auf Einem Hypothekenfolium eingetragenen 
mindeſtens einen nach $. 10. feſtgeſtellten Werth von Einhundert Thalern 
haben, ausfertigen laſſen. i i 

Der Antrag wird unter Vorlegung eines Hypothekenſcheins pro infor- 
matione und eines Atteſtes der Grundſteuerbehoͤrde über die Höhe des Rein⸗ 
ertrages des zu bepfandbriefenden Grundſtuͤcks, wie ſolcher auf Grund des 
Geſetzes vom 21. Mai 1861. feſtgeſtellt iſt, ſowie bei ſtaͤdtiſchen Grundſtücken 
unter Vorlegung der bei der ftändifchen Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft ge: 
nommenen Polize, an die Bezirksdirektion gerichtet. 


F. 9. 


Pfandbriefe werden bewilligt bei allen laͤndlichen Grundſtuͤcken bis zu 
ſechs Zehntheilen (0, bei ſtaͤdtiſchen bis zu einem Drittheil (4) des er⸗ 
mittelten Werthes; laͤndliche mit Gebaͤuden verſehene Grundſtuͤcke, die wegen 
ihres geringen Umfanges der Grundſteuer nicht unterliegen, ſind den ſtaͤdtiſchen 


Grundſtuͤcken, ſtaͤdtiſche Grundſtuͤcke dagegen, bei denen der Werth der at: ` 


gehörigen Liegenſchaften größer iſt, als der der Gebaͤude, den laͤndlichen gleich 


zu achten. Gebaͤude, die nach der Anſicht der Bezirksdirektion als Fabriken 


zu erachten ſind, ſind von der Beleihung ausgeſchloſſen. 


$. 10. 


Der Werth der zu beleihenden laͤndlichen oder ihnen gleich zu achtenden 
Grundſtuͤcke wird beſtimmt durch den fünf und zwanzigfachen (2öfachen) 
Betrag des nach dem Geſetz vom 21. Mai 1861. ermittelten Reinertrages der⸗ 
ſelben. Soweit eine Reinertragsermittelung nicht ſtattgefunden hat, bildet der 
25fache Betrag der auf das zu beleihende Grundſtuͤck fallenden, nach Ver⸗ 
haͤltniß der darauf repartirten Grundſteuer zu berechnenden Quote des Rein⸗ 


| ertrages der betreffenden Gemarkung den Beleihungswerth deſſelben. 


Bei denjenigen ſtaͤdtiſchen Grundſtücken, welche den laͤndlichen nicht gleich 


zu achten find, wird der Betrag, zu welchem die Gebäude gegen Feuersgefahr 


verſichert find, als Beleihungswerth angeſehen. Bei ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken, 
zu welchen ländliche gehören, werden beide Werthe zuſammengerechnet. 
Der Direktion bleibt uͤbrigens in jedem Falle uͤberlaſſen, den zu ge⸗ 
währenden Kredit herabzuſetzen oder ganz zu verſagen, wenn auf dem zu be⸗ 
leihenden Grundſtuͤcke Realverbindlichkeiten haften, die im Hypothekenbuche nicht 
eingetragen ſind und deſſen Werth erheblich verringern oder aufheben. 


F. 11. 


Der Regel nach ſollen die dem Kreditinſtitute auszuſtellenden Hypotheken⸗ 
Obligationen die unbedingt erſte Stelle im Hypothekenbuche haben. 
Kann der Pfandbriefſucher in einzelnen Fallen die in Rubrica II. oder III. 


des Hypothekenbuchs eingetragenen Verbindlichkeiten nicht zur Loͤſchung bringen 
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E die Direktion i berechtigt, aber nicht verpflichtet, dennoch Pfandbriefe auf 


das bereits belaſtete Grundſtuͤck zu bewilligen; ſie hat aber die voreingetragenen 


Kapitalien nebſt zweijährigen fuͤnfprozentigen Zinſen und den 25fachen Betrag 
des nach Gelde zu ſchaͤtzenden Werthes der Rubrica II. eingetragenen Ver⸗ 
pflichtungen von dem Beleihungswerthe abzurechnen. 


§. 12. 


Sobald dem Darlehnsnehmer von der Direktion die Bewilligung zugeſagt 
iſt, ſtellt er in Höhe der erfolgten Bewilligung eine eintragungsfaͤhige Schuld- 
und Pfandverſchreibung aus, in welcher er E 

a) befennt, ein Darlehn in Höhe des bewilligten Pfandbriefbetrages in 
Preußiſch Kurant im geſetzlichen Dreißig -Thaler-Fuß dem Kredit⸗ 
Inſtitut zu verſchulden und Hypothek mit dem zu bepfandbriefenden 


Grundſtuͤcke beſtellt; 


bp) ſich verpflichtet, dieſen Betrag zu dem von ihm uͤbernommenen Zinsſatze 
halbjährlich puͤnktlich am 1. Juni und 1. Dezember zu verzinſen; 


c) die Verpflichtung übernimmt, bei uͤber vier Wochen verzögerter Zins⸗ 
zahlung den Zins fuß ruͤckſichtlich aller ruͤckſtaͤndigen Zinſen als um Ein 
Prozent erhoͤht, auch das Kapital ſelbſt als zur ſofortigen Ruͤckzahlung 
gekuͤndigt, anzuerkennen; 


d) ſich verpflichtet, noch außer und neben den bedungenen Zinſen in gleichen 
Terminen zwei Drittel (3) Prozent des in Pfandbriefen erhaltenen 


Darlehns (ekr. H. 18.) zur Deckung der Koſtenbildung eines Reſerve⸗ E 


fonds, fowie zur Amortiſation zu zahlen, auch im Falle des Verzuges ; 
in Erfüllung dieſer Verpflichtung funf reſp. vier Prozent Verzugszinſen 
vom Ruͤckſtande, vom Tage der Faͤlligkeit an, zu 1 15 (efr. H. 19.); 


ſich der halbjaͤhrigen Kündigung der Schuld Seitens der Direktion, 
in Gemaßheit der Beſtimmungen des Statuts, unterwirft; 


die Verpflichtung uͤbernimmt, die auf dem beliehenen ſtaͤdtiſchen Grund⸗ 
ſtuͤcke befindlichen Gebäude während der Dauer der Beleihung mindeſtens 
in gleicher Hoͤhe, wie bei der Bewilligung der Pfandbriefe, bei der 
ſtaͤndiſchen Feuerverſicherungs-Anſtalt (F. 8.) gegen Feuersgefahr ver⸗ 
ſichert zu erhalten; auch der Direktion das Recht einraͤumt, die Aus⸗ 
zahlung der Brandkaſſengelder an ihn, bis zur Hoͤhe des in Pfandbriefen 
gewaͤhrten Darlehns, zu inhibiren und derſelben die Berechtigung zur 
Erneuerung der Verſicherung für feine Rechnung zugeſteht, überhaupt alle 


ſeine Rechte, insbeſondere das Recht, gegen Erhebung der Bonifikations⸗ 
ſumme die Wiederherſtellung abgebrannter Gebäude zu bewirken, abtritt 


x 


mit verpfaͤndet; 


außerdem alle Vorſchriften des Statuts als rechts verbindlich für ihn 4 
anerkennt, namentlich die aus $$. 3. und 37. des Statuts ſich SC Si 
ara 


Im, Verſicherungsſumme für die Schuld nebſt Zinfen und Koſen 
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Eintragung derſelben in das Hypothekenbuch willigt. . 
Nachdem das Darlehn auf Koſten des Schuldners in das Hypothekenbuch 
eingetragen worden und das daruͤber lautende Hypothekendokument gepruft und 


richtig befunden ift, wird dem Schuldner ein gleich hoher Betrag in Lauſitzer 
Pfandbriefen ausgefertigt und nebſt Zinskupons und Talons ausgeantwortet. 


H. 13. 


Die Pfandbriefe werden nach der Beſtimmung des Schuldners zu 3, 


34 oder 4 Prozent verzinslich und nach dem Ermeſſen der Direktion zu 
Betraͤgen von 1000, 500, 100 oder 20 Thalern Preußiſch Kurant im Dreißig⸗ 


Thaler⸗Fuß ausgefertigt. Der Zinsfuß beſtimmt die Serie (J. II. III), die 


Hoͤhe der einzelnen Pfandbriefe die Littera (A. B. C. D.), unter welcher die 
einzelnen Pfandbriefe unter fortlaufenden Nummern (in jeder Serie und Littera) 
auszufertigen ſind. 

Der Darlehnsſucher iſt berechtigt, ein Viertheil in kleinen Apoints zu 
100 und 20 Thalern zu fordern. Der Direktion verbleibt die Beſtimmung 
daruͤber, welche Gattungen von dieſen Apoints zu gewähren find. 5 


F. 14. 


Auf dem Hypothekendokumente wird von der ausfertigenden Direktion 


atteſtirt, welche Pfandbriefe nach Serie, Littera und Nummer fuͤr daſſelbe 
ausgefertigt worden, wie denn auch auf den Pfandbriefen die fortlaufende 
Nummer des Hypothekendokuments anzugeben iſt, für welches die Pfandbriefe 


ausgefertigt worden ſind. Der Syndikus der Bezirksdirektion und der Rendant 


atteſtiren auf dem ausgefertigten Pfandbriefe deſſen Eintragung im Pfandbriefs⸗ 


Regiſter unter Angabe der Serie, Littera und Nummer, geben auch die Nummer 


des Dokuments an, das dem ausgefertigten Pfandbriefe zum Grunde liegt. 


§. 15. 


Jedem Pfandbriefe werden Kupons für zehn halbjaͤhrige Zinstermine, 
ſowie Talons zur Erhebung neuer Zinskupons beigefügt. 


Fuͤr die aus zufertigenden Pfandbriefe, Kupons und Talons liegen For⸗ 
Em dieſem Statute bei. 
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S Haftbarkeit des zu bepfandbriefenden Grundſtücks anerkennt und in die 


ee 


Verpflichtungen zwiſchen dem Darlehnsnehmer und dem 
Kreditinſtitut. S | 


F. 16. S 
Bei Ausreichung der beantragten Pfandbriefe entrichtet der Schuldner 
Ein Prozent der erhaltenen Pfandbriefe zum Betriebsfonds. a 


§. 47. | 


Der Pfandbriefsſchuldner führt die halbjaͤhrigen vorbedungenen Zinſen 
der empfangenen Pfandbriefe baar oder in noch nicht verjährten fälligen Kupons 
von Lauſitzer Pfandbriefen portofrei an die Pfandbriefskaſſen reſp. zu Goͤrlitz 
und zu Luͤbben ab. = 

Sind die Zinſen nicht laͤngſtens bis zum 1. Juli reſp. 1. Januar voll⸗ 
ſtaͤndig bei der Kaffe eingezahlt, jo wird der ſtipulirte Zinsfuß ruͤckſichtlich aller 
ruͤckſtaͤndigen Zinſen als um Ein Prozent pro Jahr erhöhet und das Kapital 
ſelbſt, falls die Direktion von dieſer Beſtimmung Gebrauch machen will, für 2 
gekuͤndigt angeſehen. Sind jedoch die Zinſen und die etwaigen Koſten bezahlt, 
bevor die Direktion erklaͤrt hat, von der ihr zustehenden Kuͤndigungsbefugniß 
Gebrauch machen zu wollen, ſo iſt dies Recht als erloſchen anzuſehen. 4 


§. 18. 


Außer den vorbedungenen Zinſen und mit dieſen zugleich entrichtet dern 
Schuldner zwei Drittheil (J) Prozent pro Jahr des erhaltenen Pfandbrief 
darlehns. Von dieſen zwei Drittel Prozent fließt ein Viertel Prozent 
zum Betriebsfonds, der Reſt zum vereinigten Reſerve⸗ und Amortiſationsfonds. 


KÉ 19, 


Wenn der Schuldner durch Brandſchaden, Hagelſchlag, Ueberſchwem⸗ 
mungen, Viehſeuchen, Mißwachs oder andere elementare Ungluͤcksfaͤlle außer 
Stande geſetzt iſt, ſeinen Zahlungsverbindlichkeiten rechtzeitig nachzukommen, ſo 
kann ihm eine Zahlungsnachſicht auf laͤngſtens ſechs Monate bewilligt werden. 
In ſolchem Falle muß der Schuldner die Stundung ſpaͤteſtens vierzehn Tage 
vor Ablauf der Zahlungsfriſt nachſuchen, das ihn betroffene Ungluͤck durch 
glaubwuͤrdige Zeugniſſe beſcheinigen und den verbleibenden Ruͤckſtand im Falle 
der en, vom Tage der Faͤlligkeit ab, mit vier Prozent 
verzinſen. : 


Se. 1063 . Er 


$. 20. 


Eine Kündigung der Pfandbriefskapitalien Seitens der Direktion an den 
Schuldner findet, unter Innehaltung einer halbjaͤhrigen Friſt, außer dem Falle 
des §. 17. nur dann ſtatt, wenn N 


a) der Schuldner das beliehene Grundſtuͤck weſentlich verſchlechtert, oder 
ſonſt nicht allen ihm obliegenden ſtatutenmaͤßigen Verpflichtungen nach⸗ 
kommt (cfr. auch $. 49.), wobei jedoch dem Schuldner Gehör und 
Verantwortung zu geſtatten und dem Ermeſſen der Direktion zu uͤber⸗ 
laſſen iſt, ob die Entſchuldigung fuͤr zureichend zu erachten; 


b) der Beſitzer von beliehenen ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcken im Falle eines 
Brandungluͤcks die durch Feuer zerſtoͤrten Gebaͤude nicht binnen zwei 
Jahren mindeſtens zu dem fruͤheren Werthe wiederherſtellt und von 
Neuem gegen Brandſchaden in der fruͤheren Hoͤhe bei der ſtaͤndiſchen 
Sozietaͤt verſichert; i 


ch bei Beſitzveraͤnderungen verpfaͤndeter Grundſtuͤcke der neue Akquirent 
nicht binnen ſechs Monaten die perſoͤnliche Verhaftung fuͤr die Schuld 
uͤbernimmt; 5 


d) das Kreditinſtitut ſelbſt wieder aufgelöft wird. 


§. 21. 


: Der Schuldner ift jederzeit berechtigt, die genommenen Pfandbriefe zur 
Ruͤckzahlung zu kuͤndigen. S ` 
Die Ruͤckzahlung erfolgt in den Terminen 1. Januar und 1. Juli, 
und zwar entweder in baarem Gelde zum Nominalbetrage der gekuͤndigten 
Pfandbriefe, oder durch Ablieferung eines gleichen Betrages in nicht amorti⸗ 
ſirten und nicht außer Kurs geſetzten Lauſitzer Pfandbriefen nach dem Nenn⸗ 
werthe nebſt Zinskupons und Talons deſſelben Zinsfußes, wie die von ihm 
gekuͤndigten. 
Die abzuliefernden Pfandbriefe koͤnnen nur angenommen werden, wenn 
ſie von derſelben Direktion ausgefertigt ſind, bei welcher die Kuͤndigung erfolgt 
iſt. Geſchieht die Ruͤckzahlung in baarem Gelde, fo iſt die Kuͤndigung an eine 
ganzjährige, ſonſt an eine dreimonatliche Friſt gebunden. Bei Partialzahlungen 
behält das Inſtitut für die noch ungetilgten Pfandbriefe die Priorität. Erſt 
wenn die getilgten Pfandbriefe kaſſirt und, daß dies geſchehen, auf dem zum 
Grunde liegenden Hypothekendokumente atteflirt iſt, darf über letzteres loͤſchungs⸗ 
faͤhige Quittung ertheilt werden. ö 


H. 22. 


* So lange ein Darlehn des Kreditinſtituts auf Grundſtuͤcken haftet, auf 
denen ſich gegen Feuersgefahr verſicherte Gebaͤude befinden, darf der Beſitzer 
(Nr, 6209.) 138* die 


ſicherung ohne Genehmigung der Direktion weder aufheben, noch 


eſammtbetrage verringern. 


F. 23. EH 
& Der Schuldner wird von feinen verfönlichen Verpflichtungen, dem Kredit⸗ 
Inſtitute gegenüber, bei dem Verkaufe des beliehenen Gutes nur durch eine 
ausdruͤckliche Entlaſſung aus denſelben Seitens der Direktion befreit, und ſoll 
dieſe letztere niemals früher ertheilt werden, als der Nachfolger im Beſitze des 
beliehenen Grundſtuͤcks alle aus der ursprunglichen Schuld⸗ und Pfandver⸗ 
ſchreibung originirenden Verpflichtungen in beweiſender Form als Selbſtſchuldner 
uͤbernommen hat. 


ei 


SE Titel IV. ER = 
Rechte und Pflichten der Inhaber von Lauſitzer Pfandbriefen. 


H. 24. 


u 
Fuße bei der 
Kaſſe derjenige 
zu nehmen. F 
Auszahlung zuruͤckgehalten. 


F. 25. 


Die Kündigung von Pfandbriefen erfolgt durch dreimalige Bekannt⸗ 
machung in den H. 7. bezeichneten Blättern; dieſe Bekanntmachungen muͤſſen 
innerhalb des dem Zahlungstermine vorangehenden ſechsten und dritten Monats 

inſerirt ſein. 5 a 
$. 20. 


Mit dem Tage der Faͤlligkeit des Pfandbriefes hoͤrt ſeine Verzinslichkeit 
auf, und iſt die Direktion vier Wochen nach Eintritt derſelben berechtigt, aber 
nicht verpflichtet, den Kapitalsbetrag auf Gefahr und Koſten des Inhabers des 
Pfandbriefes gerichtlich zu deponiren. = 


$. 27. e 


Die Zahlung der Zinfen der Pfandbriefe durch Einlöfung der Kupon 
erfolgt halbjaͤhrig postnumerando vom 1. Juli und 2. Januar ab bei der 
en Ba: 


jenigen Lauſitzſchen Kaſſe, welche auf dem Kupon bezeichnet iſt, außerdem auch 
an den Orten und zu den Terminen, welche durch die im F. 7. bezeichneten 


Blaͤtter bekannt gemacht ſind. Eine Pruͤfung der Legitimation des Inhabers 


der Kupons, ſowie eine Amortiſation derſelben findet nicht ſtatt. Die erfolgte 
Ablieferung der Kupons zur Kaſſe giebt den vollen Beweis der erfolgten 
Zinszahlung. 

Das Forderungsrecht aus den Kupons und alſo das Recht der Zinſen⸗ 
forderung erliſcht zu Gunſten des Betriebsfonds des Inſtituts (F. 33. e.), wenn 
die Kupons innerhalb der Friſt von vier Jahren, vom Verfalltermine ab gerech⸗ 
net, alſo ſpaͤteſtens in dem danach eintretenden achten Zinstermine, nicht zur 
Einloͤſung vorgelegt worden ſind. 


$. 28. 


Bei Ablauf der Periode, fuͤr welche die Zinskupons der Pfandbriefe 
ausgereicht geweſen, werden die neuen Kupons auf Vorzeigung und Ruͤckgabe 
der Talons an deren Inhaber verabfolgt. Wird dieſer Verabfolgung, bevor 
fie geſchehen, von dem Pfandbriefsinhaber widerſprochen, fo treten die Vorſchriften 
der Allerhöchften Kabinetsorder vom 11. Juni 1838. ad 11. (Geſetz⸗Samml. 
S. 367.) ein und findet das vorgeſchriebene Verfahren beim Kreiögerichte zu 
Goͤrlitz oder Luͤbben ſtatt, je nachdem es ſich um einen Ober⸗ oder Nieder⸗ 
lauſitzer Pfandbrief handelt. = g 


$. 29. 


S Da die Pfandbriefe nicht auf den Namen beſtimmter Gläubiger lauten, 
ſo finden wegen der Eigenthums⸗Uebertragung, der Vindikation, des Aus⸗ und 
Wiederinkursſetzens derſelben die gemeingeſetzlichen Beſtimmungen für die auf 
jeden Inhaber lautenden Papiere Anwendung. e 
Ebenſo haben die uͤber das Aufgebot, die Amortiſation und die Er⸗ 
neuerung verlorener, vernichteter, ſchadhaft gewordener oder ſolcher gekuͤndigter 
Pfandbriefe, deren Inhaber nicht zu ermitteln find, in den $$. 120. bis 140. 
Titel 51. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsordnung und in der Aller hoͤchſten Kabinets⸗ 
order vom 7. September 1830. (Geſetz⸗Samml. ©. 128.) enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften auch für die Lauſitzer Pfandbriefe, jedoch mit folgenden Modifikationen 
Geltung: : 
1) die den Hauptdirektionen übertragenen Geſchaͤfte Übernehmen die Be⸗ 
Zirksdirektionen reſp. zu Goͤrlitz und zu Lübben; 


2) die Bekanntmachungen erfolgen in den H. 7. bezeichneten Blaͤttern; 


3) auf Ediktal⸗Citation kann erſt, nachdem ſeit der Bekanntmachung der 
achte Zinstermin voruͤbergegangen iſt, angetragen werden; 8 
4) dieſer Antrag wird an das Kreisgericht zu Goͤrlitz reſp. an das zu 
Luͤbben gerichtet und zu dem Ende von dem Extrahenten 
a) eine Beſcheinigung der betreffenden Bezirksdirektion, daß bis dahin 
ſich Niemand mit dem verlorenen Pfandbriefe gemeldet habe, 
Gr. 6209.) a b) ein 


D 


bh) ein Exemplar der Blätter, in welchen die oͤffentliche Bekannt⸗ 
machung enthalten iſt, er 
eingereicht, worauf das Gericht die Ediktal⸗Citation verfuͤgt und darin 
den etwaigen Inhaber des verlorenen Pfandbriefes auffordert, ſich 
ſpäteſtens bis zum zehnten Zinstermine zu melden, oder die Amortiſation 

des Pfandbriefes zu gewaͤrtigen; 5 


5) die Ediktal⸗Citation geſchieht: 


a) durch ein bei dem betreffenden Kreisgerichte und der betreffenden 
Pfandbriefskaſſe aus zuhaͤngendes Proklama; 


b) durch dreimalige Inſertion in die im H. 7. bezeichneten Blaͤtter; 


6) vor Abfaſſung des Amortiſations⸗Erkenntniſſes muß ſtets noch eine Be⸗ 
ſcheinigung von der betreffenden Bezirksdirektion beigebracht werden, 
daß der Pfandbrief auch im zehnten Zinstermine nicht praͤſentirt 
worden ſei. 


e F. 30. 


Pfandbriefe, welche durch Vermerke, Beſchaͤdigung oder Befleckung zum 
Umlauf ungeeignet geworden ſind, gleichwohl aber die weſentlichen Kriterien 
der Aechtheit und Identitaͤt, naͤmlich die Bezeichnung der Serie, der Littera, 
der Nummer, des Kapitalbetrages und der Bezirksdirektion noch 
erkennen laſſen, werden auf Verlangen des Inhabers nach dem Geſetze vom 
4. Mai 1843. (Geſetz⸗Samml. S. 177.) und zwar unter derſelben Nummer 
umgefertigt. Ebenſo werden fuͤr voͤllig vernichtete Pfandbriefe, wenn die That⸗ 


ſache der Vernichtung in einer jeden Zweifel und jede Ungewißheit aus 


ſchließenden Art und Weiſe nachgewieſen wird, andere Exemplare unter derſelben 
Nummer und Aber dieſelben Beträge gegen Zahlung von einem halben 


Prozent des Nominalbetrages bei Apoints von 1000 Rthlr., von dreivier⸗ 4 
theil Prozent bei Apoints von 500 Rthlr. und von Einem Prozent bei 


kleineren Apoints ausgefertigt. 


Ob der vorerforderte Beweis der Vernichtung gefuͤhrt ſei, bleibt uͤbrigens 4 
lediglich der Beurtheilung der betreffenden Bezirksdirektion vorbehalten. 


$. 31. 


Sollte der Pfandbriefsinhaber feine Befriedigung wegen der ihm zuſtehen⸗ 
den Rechte von der Bezirksdirektion und auch durch eine Beſchwerde bei der 
Generaldirektion nicht erlangen koͤnnen, ſo ſteht ihm die Befugniß zu, im ordent⸗ 
SH Rechtswege gegen die betreffende Bezirksdirektion feine Befriedigung zu 

uchen. 


ee 


Titel V. 
Von den Fonds des Inſtituts und deren Verwaltung. 


§. 32. 
Die Fonds des Inſtituts ſind: 
a) der Betriebsfonds, und 
b) der vereinigte Neferve- und Amortiſationsfonds; 


beide werden von den Bezirksdirektionen unter Aufſicht der Generaldirektion 
verwaltet. Die Beſtaͤnde des erſteren ſind Eigenthum des Inſtituts. Auf die 
Beſtaͤnde des letzteren haben die Pfandbriefſchuldner die in den HH. 36. bis 41. 
des Statuts naͤher beſtimmten Rechte. 


$. 33. 


Der Betriebs fonds bildet fich für jede der beiden Bezirksdirektionen: 


a) aus der Hälfte derjenigen 10,000 Rthlr., welche der betreffende Landes⸗ 
theil fuͤr die Zwecke des Inſtituts hergegeben hat, und aus den vo 
dieſer Stammkapitalhaͤlfte aufkommenden Zinſen; > 

b) aus dem nach H. 16. von den Schuldnern bei Empfang der Pfand: 

8 briefe herzugebenden Einen Prozent derſelben; 

= e) aus dem Viertel Prozent, das nach H. 18. von dem Schuldner in halb⸗ 
jaͤhrlichen Raten zum Betriebsfonds zu zahlen iſt; 

d) aus dem Strafprozent, das der Schuldner bei fäumiger Zinszahlung 
tiber die bedungenen Zinſen nach H. 17. des Statuts zu zahlen hat; 

e) aus allen zu Gunſten des Inſtituts durch Verjaͤhrung erloſchenen 
Zahlungsverpflichtungen am Kapital und Zinſen; 


) aus allen außerordentlichen Einnahmen des Inſtituts; a 


g) aus den Koſten, die fuͤr die durch den Syndikus aufgenommenen Obli⸗ 
gationen und Ceſſionen zu liquidiren ſind; 

h) aus den Zinſen feiner Beftände, und bleibt es der Beſtimmung der 
Direktion uͤberlaſſen, auf welche Weiſe die Beſtaͤnde zinsbar angelegt 
werden ſollen. 


$. 34. 


Aus dem Betriebsfonds ſind alle ſaͤchliche und perſoͤnliche Koſten der 
Verwaltung des ganzen Inſtituts zu befireiten, und zwar zunaͤchſt die bei jeder 
Bezirksdirektion beſonders entſtandenen. Die bei der Generaldirektion u 

(Nr, 6209.) en 


ZS 


a) zunäachſt aus dem $. 33. ad a. gedachten Kapitale der 5000 Rthlr., 1 
bei deſſen Unzulaͤnglichkeit i 


b) bis zur Hoͤhe von einem halben Prozent pro Jahr aus dem ver⸗ 
einigten Reſerve⸗ und Armortiſationsfonds, und ſofern auch dies nicht 
ausreichen ſollte, - 


S c) durch pro rata der ausgegebenen Pfandbriefe auf die einzelnen Schuldner E 
auszuſchreibende Beiträge ; E ` 


zu decken. | 


i Hierbei übertragen die beiden Bezirksverbaͤnde einander nicht, es bringt 
vielmehr jeder die für ihn erforderlichen Verwaltungskoſten ſelbſiſtaͤndig auf. 


$. 35. 


Der Reſerve- und Amortiſationsfonds bildet ſich für jede der beiden 
Bezirksdirektionen: 5 


a) aus der zweiten Hälfte des H. 33. ad a. gedachten Stammkapitals der 
10,000 Rthlr. und den Zinſen davon; f 


b) aus den fünf Zwoͤlftel () Prozent, welche die Schuldner jaͤhrlich 
Aber die ſtipulirten Pfandbriefs zinſen hinaus nach H. 18. zum Reſerve⸗ 
und Amortiſationsfonds zu zahlen haben; 15 2 


ch aus den freiwilligen Zahlungen in baarem Gelde und Lauſitzer Pfand⸗ a 
. briefen in den empfangenen Serien, welche die Schuldner zur Ver⸗ 
ſtaͤrkung des Reſerve⸗ und Amortiſationsfonds einzahlen moͤchten, und 


4) aus den Zinfen, die der Fonds ſelbſt gewinnen wird. 


Die Beſtaͤnde dieſes Fonds werden in Ober⸗ reſp. Niederlauſitzer Pfand⸗ 
briefen zinsbar angelegt, welche durch Ankauf an der Börje zum Boͤrſenkurſe 
oder durch Ausloofung zum Nennwerthe erworben werden. Durch Ankauf 
oder Auslooſung ſind Pfandbriefe der verſchiedenen Serien in demſelben Ve 

haͤltniſſe für den Fonds zu erwerben, in welchem uͤberhaupt Pfandbriefe der 
verſchiedenen Serien im Umlaufe find. Sg S 


$. 36. | 

Fuͤr jeden Schuldner wird ein eigenes Konto geführt, in welchem ihm 
die von ihm zum Fonds geleiſteten Zahlungen und von ſeinem jedesmaligen 
SGiuthaben, ſoweit es in vollen Thalern beſteht, halbjaͤhrig Zinſen zu dem 
Ziansfuße, den er ſelbſt von feinen Pfandbriefen zu entrichten hat, gutgeſchrieben, 


wobei jedoch Bruchpfennige weggelaſſen t an Ber 
ſchiedenem Zinsfuße halten, fo ift für jeden gleichartig Pfandbriefsbetrag , 
ein beſonderes Konto für ihn anzulegen. Erreicht das Guthaben die Höhe ` 
von funfzehn Prozent des Betrages der an ihn ausgegebenen Pfandbriefe, 
ſo iſt ſein Reſervefonds erfüllt und alle weiteren ees bilden Sé 
n 


$. 37. 


5 Erleidet das Inſtitut einen Ausfall an Kapital oder Zinſen, ſo wid 
derſelbe gedeckt aus dem Reſeroe⸗ reſp. Amortiſationsfonds des Schuldners, 
rluͤckſichtlich deſſen ein Ausfall erlitten worden iſt; reicht dieſes Guthaben nicht 
aus, ſo wird der erlittene Ausfall pro rata von allen uͤbrigen Reſervefonds 
derſelben Bezirksdirektion getragen; reichen auch dieſe nicht aus, ſo treten die 
S Reſervefonds der anderen Bezirksdirektion in gleicher Weiſe ein, und erſt, wenn 
auch auf dieſe Weiſe Deckung nicht zu erlangen fein 9 tritt die Haftbarkeit 
der zum . verbundenen Schuldner > H. 3. in Kraft. 8 5 


A 


$. 38. 


f Hat der Reſeroefonds angegriffen werden muͤſſen, fo u er vor allen ee 
Dingen wieder ergänzt werden, u der e weiter anwach⸗ E 
fen kann. eisen : = 


$. 39. 


ueber den Amortiſationsfonds kann der Schuldner 9 1 fobald dere 
ſelbe die Hoͤhe von fuͤnf und zwanzig Prozent ſeiner Schuld erreicht pde ß 
0 uͤberſchritten hat, und zwar kann er verlangen, entweder er 5% 


a) 99 ihm nach vorgaͤngiger Kaſſation eines gleich hohen Betrages von 
Lauſitzer Pfandbriefen derſelben Serie, aus welcher er urſpruͤnglich 
Pfandbriefe erhalten hat, loͤſchungsfaͤhige Quittung, jedoch unter Bor ` — 
behalt der Priorität für den noch ungerilgten Theil des Kapitals, „ 
theilt werde, oder N 


b) daß ihm, bei nachgewieſener regulativmaͤßiger Sicherheit, auf Grund 8 

der einmal beſtellten Hypothek von Neuem Pfandbriefe zu gleichem Be⸗ 

trage ertheilt werden. — Laͤßt der Schuldner einen Theil der erhalte⸗ 
nen Pfandbriefe kaſſiren, jo beſchranken ſich feine Berbindlichkeiten, 
dem Inſtitute gegenüber, auf den noch ungetilgten Betrag. 


F. 40. 


a Ueber die Beſtaͤnde des Reſeroefonds ſteht dem Schuldner, ſo lange er 
Se Verbande angehört und während der naͤchſten beiden Jahre, vom Tage 
ſeines Ausſcheidens an gerechnet, keine Verfuͤgung zu; ſind aber bis dahin An⸗ 
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end einer Art, die an den Fonds zu machen wären, nicht 
en, ſo kann er die Ausantwortung verlangen; dieſe erfolgt nach der Wahl 
der Direktion in baarem Gelde oder in Lauſitzer Pfandbriefen derjenigen Serie, 
welche der geweſene Schuldner empfangen hatte, reſp. in deren Tagesgeldkurs 
an der Berliner Boͤrſe. ze Se 


WÉI 41, 


Der Antheil an dem Reſerve⸗ und Amortiſationsfonds wird als ein un⸗ 
trennbarer Theil des beliehenen Grundſtuͤcks angeſehen, geht alſo ohne Wei⸗ 
teres bei Beſitzveraͤnderungen auf den neuen Eigenthuͤmer des Grundſtuͤcks über; 
derſelbe iſt uͤbrigens niemals Gegenſtand der Exekution oder Beſchlagnahme für 
Glaͤubiger des Schuldners. 


H.. 42. 


Bei etwaiger Aufloͤſung des Kreditinſtituts behalten die Kommunalland⸗ 
tage der Ober⸗ und Niederlauſitz die Verfugung uber die nach Erfüllung aller 
und jeder Verpflichtungen uͤbrig bleibenden Beſtaͤnde des Betriebs-, ſowie des 
Reſerve⸗ und Amortiſationsfonds. 2 


E 


Titel VE. 


Organiſation der verwaltenden Behörden. 


H. 43. 


Alles, was zur Aufrechthaltung des Inſtituts und der in dieſem Statute 
getroffenen Beſtimmungen gehoͤrt, ſteht unter der Oberaufſicht des Miniſterii 
des Innern und der beſonderen Aufſicht eines von Seiner Majeftät dem Könige 
zu ernennenden Kommiſſarii. Der letztere iſt befugt, den Sitzungen der 
Generaldirektion beizuwohnen, auch dieſelbe außerordentlich zuſammenzuberufen; 
er iſt berechtigt, Geſchaͤftsreviſtonen bei derſelben anzuordnen und dabei gegen⸗ 
waͤrtig zu ſein, auch jede beliebige Auskunft von ihr zu fordern. N 


Legt er gegen einzelne Verfügungen der Generaldirektion Einſpruch ein, 
Be fo bleiben dieſelben bis zur Entſcheidung des Miniſterii in suspenso. > 


H. 44. 


Fuͤr jeden der beiden Bezirke Ober⸗ und Niederlauſitz wird eine beſonder 
Bezirksdirektion beſtellt, welche ihren Sitz reſp. in Goͤrlitz und in Lübben haben 
jede derſelben bildet ſich aus einem Bezirksdirektor, drei Bezirksraͤthen und SS 


Bezirksſyndikus; außerdem werden für die Bezirksräthe drei Stellvertreter ge 
wahlt, welche bei Verhinderung des Direktors oder der Bezirksraͤthe nach der 
Anciennetät zur Stellvertretung einberufen werden. , a d 


H. 45. 


i Die Wahl des Direktors, der Raͤthe, des Syndikus und der Stellver⸗ „ 
treter erfolgt durch die Kommunallandtage reſp. der Ober⸗ und Niederlauſitz, e 
die des Syndikus auf Lebenszeit, die der übrigen Perſonen auf ſechs Jahre. 
Von den drei Bezirksraͤthen und drei Stellvertretern ſcheiden immer nach 
drei Jahren einmal je Einer, dann je zwei aus; das erſte Mal entſcheidet 
das Loos uͤber den Austritt, ſpaͤter das Dienſtalter. 

Der Bezirksſyndikus muß die Qualifikation zum Preußiſchen Richteramte 
nachgewieſen haben. i 


H. 46. 


Die Bezirksdirektion tritt halbjaͤhrig zu Sitzungen zuſammen und außer⸗ 
dem, fo oft der Bezirksdirektor oder bei feiner Verhinderung der aͤlteſte Bezirks⸗ 
rath es noͤthig findet. Die Anciennetaͤt unter den Bezirksraͤthen wird durch die 
Zeitdauer, waͤhrend welcher ſie der Bezirksdirektion als Direktor oder Mitglied 
angehoͤren, event. durch das Lebensalter beſtimmt. i 


H. 47. 


f Die Beſchluͤſſe werden in den Sitzungen durch Stimmenmehrheit gefaßt; ` a 
bei Stimmengleichheit entfcheidet das Votum des Direktors oder bei feiner Ver⸗ 5 
hinderung das des aͤlteſten Bezirksrathes. Ze 
Die Direktion iſt beſchlußfaͤhig, wenn drei Mitglieder anweſend find. SE 


$. 48, S 


2 Gefchäfte, die den Aufſchub bis zur naͤchſten Sitzung nicht dulden, 
werden durch den Bezirksſyndikus nach eingeholter Zuſtimmung des Bezirks⸗ 
Direktors erledigt; doch iſt von allen derartigen Verfügungen der Bezirksdirek⸗ 
tion in naͤchſter Sitzung Kenntniß zu geben. 


H. 49. 


Gegen Entſcheidungen der Bezirksdirektion findet die Beſchwerde an die 
Generaldirektion ſtatt, bei deren Entſcheidung es bewendet. 
(Nr. 6209.) 139 * 


lich Folg 
Grunde l 


$. 50. 


Der Bezirksſyndikus iſt nicht nur der juriſtiſche Rathgeber, ſondern auch 
ſtimmberechtigtes Mitglied der Bezirksdirektion; er hat die Aufſicht uͤber die 
Kaſſen und Buͤreaus und die dabei beſchaͤftigten Unterbeamten, bereitet alle 
Sachen zur Beſchlußnahme in den Sitzungen vor und hat in den letzteren den 
Vortrag daruͤber. a 

Der Direktor kann einzelne Geſchaͤfte des Syndikus entweder ſelbſt uͤber⸗ 
nehmen, oder einem der Bezirksraͤthe übertragen. 2 
Der Bezirksſyndikus iſt berechtigt, in allen Angelegenheiten, die das 
Kreditinſtitut beruͤhren, Vertraͤge und Verhandlungen aufzunehmen und aus⸗ 
zꝛx!ufertigen, und ſollen dieſelben gleiche Kraft und Wirkung, wie Akte eines 
Preußiſchen Notars, namentlich auch die Eintragungsfaͤhigkeit in die Hypotheken⸗ 

buͤcher haben. a : 

An Koften wird derjenige Betrag zum Betriebs fonds liquidirt, den ein 
Preußiſcher Notar in den oͤſtlichen Provinzen dafür anzuſetzen befugt wäre, 


H. 51. 


Bei Erledigung des Syndikats oder bei zeitweiſer Verhinderung des 
Syndikus beſtimmt der Direktor einen qualifizirten (H. 45.) Stellvertreter deſſel⸗ 
ben, welcher dann alle Befugniſſe und Pflichten des Syndikus ſelbſt hat, bis 
von dem betreffenden Kommunallandtage daruͤber befunden worden Re 


§. 52. 


Die Generaldirektion bildet Dä: ` 
15 aus dem Landesaͤlteſten und Landesbeſtallten der Oberlauſitz, 
owie i A 
aus dem Vorſitzenden des Kommunallandtages der Niederlauſitz und 
dem Landſyndikus. 5 8 f i b 


i Außerdem waͤhlt jeder Kommunallandtag noch zwei Mitglieder in die 
Generaldirektion und Stellvertreter für dieſelben. e , 
Den Vorſitz in der Generaldirektion führt abwechſelnd der Landesaͤlteſte 
der Oberlauſitz und der Vorſitzende des Kommunallandtages der Niederlauſitz, 
die ſich in Behinderungsfaͤllen auch gegenſeitig vertreten. Sollten beide Herren 


Vorſitzende behindert ſein, ſo geht der Vorſitz in derſelben Weiſe auf den 


Landesbeſtallten der Oberlauſitz und den Landſyndikus der Niederlauſitz uͤber. 
Die Funktionen des Vorſitzenden dauern vom Beginn der einen Sitzung 
bis zum Beginn der anderen. 8 
5 In Angelegenheiten, welche die Bezirksdirektion des Landestheils betreffen, 
dem der Vorſitzende angehört, übernimmt der Vorſitzende aus dem anderen 
Landestheile den Vorſitz. = = 
Die Sitzungen finden abwechſelnd in Goͤrlitz und in Lübben ftaft. 
Bei Stimmengleichheit giebt der jedesmalige Vorſitzende den Ausſchlag. 


ag 


Die Beſtimmungen der HH. 45. bis 48. finden auch auf die General⸗ 
direktion, jedoch mit den Modifikationen Anwendung, daß nicht ein ſtaͤndiger 
Syndikus derſelben zugeordnet, ſondern von dem jedesmaligen Vorſitzenden der 
Generaldirektion ein juriſtiſcher Beirath erwaͤhlt und zu den Geſchaͤften und 
Sitzungen zugezogen wird; daß von den gewählten Mitgliedern und Stell⸗ 


vertretern jedes Landestheils alle drei Jahre nur je Einer ausſcheidet, und daß = 


zur Beſchlußfaͤhigkeit der Generaldirektion die Anweſenheit von fuͤnf Mit⸗ 
gliedern erforderlich iſt. | = ez 


\ 


H 


H. 55. 


d Die General- und Bezirksdirektoren und Raͤthe, ſowie ihre Stellvertreter 
erhalten kein beſtimmtes Gehalt, ſondern für die Geſchaͤftstage drei Thaler 
Diaͤten taͤglich und, ſofern ſie Reiſen zu machen haben, fuͤr jede Meile Ent⸗ 
fernung (Hin⸗ und Ruͤckreiſe beſonders gerechnet) Einen Thaler Reiſekoſten und 
bei Eiſenbahntouren pro Meile zehn Silbergroſchen. 


Gr. 6209.) 


Die Bezirksſyndiei erhalten ein von der Generaldirektion feſtzuſetzendes, E 

in vierteljaͤhrigen Raten praenumerando zu zahlendes feſtes Gehalt. 

en Haben fie im Intereſſe des Inſtituts Reifen zu machen, fo ſtehen ihnen 
diefelben Diäten und Reiſekoſten wie den Raͤthen zu. ü , 


H. 57. 


ER Die Generaldirektion erſtattet alljährlich Aber die geſammte Verwaltung 
bei ſich und bei den Bezirksdirektionen Bericht an die Kommunallandtage der 
Ober- und Niederlauſitz. a = 


SS . 58. | 5 
Den Geſchaͤftsgang bei den Bezirksdirektionen, ſowie den in den Buͤreaus 


und bei der Kaſſen verwaltung ordnen, unter Vorbehalt der Genehmigung der 
Generaldirektion, die Bezirksdirektionen durch zu emanirende Inſtruktionen und 
werden in gleicher Weiſe die erforderlichen Beamten angenommen und ihre 


= Gehälter und Remunerationen feſtgeſtellt. i 
$. 59. N i 
Aenderungen des Statutes bedürfen der uͤbereinſtimmenden Beſchluͤſſe der 


Kommunallandtage der Ober- und Niederlauſitz und der Allerhoͤchſten Ge⸗ 
nehmigung. ) a € SS 
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Jahren vom 


1 an gerechnet. 


A 
„Inhaber dieſes empfängt am . „tn 18. bei der Kredit. 
Inſtitutskaſſe zu Goͤrlitz (Luͤbben) oder vom Alten 18 
ab an den von der unterzeichneten Direktion oͤffentlich bekannt gemachten 
Stellen die halbjaͤhrigen Zinſen des 71 bezeichneten e mit 
H Silbergrofhen .. i 
Gbit Lübben), den 8 


Die hen 
(Name des Direktors.) (Syndikus.) 


Eingetragen im Zinsbuche ` nr 
(Name des Rendanten.) 


verjährt in vier 
d 


8 


Tage der 


Dieſer Kupon 


Tal o n 
zu dem = 


Ober⸗ (Nieder⸗ -) Lauſttzer Auge 


Ee Litter BEE Thaler. EC 


= De Produzent dieſes Talons erhält: in Gendt des H. 28. des durch Aller⸗ 
hoͤchſten Erlaß vom en beſtaͤtigten Pfandbriefſtatuts fuͤr 
die beiden Lauſitzen die für den en bezeichneten Pfandbrief auszuferti⸗ 
genden Zinskupons für fuͤnf Jahre vom bis „ fofern der 
Ausreichung an ihn durch den Pfandbriefsinhaber nicht widerſprochen iſt, der 
Pfandbrief ſelbſt ſich auch noch im oͤffentlichen =.» ee = 
S i Euͤbben), J EK 


Die Bezirksdirettion. 
(Name des Direktors.) N Syndikus.) 
(Name! des . 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
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